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Drucksache VI/3198 


Der Bundesminister Bonn-Bad Godesberg, den 25. Februar 1972 

für Städtebau und Wohnungswesen 
L3-0201 13-3/1 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Umweltschutz und Wohnungsbau 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Schoettle, Dichgans, 
Kirst und Genossen 
- Drucksache VI/3126 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 

Die Bundesregierung mißt dem Umweltschutz gerade auch im 
Bereich des Städte- und Wohnungsbaues besondere Bedeutung 
bei. Nach § 3 Abs. 3 Nr. 1 Buchstabe f des Städtebauförderungs- 
gesetzes sind bei der Beurteilung, ob städtebauliche Mißstände 
vorliegen, die Wohn- und Arbeitsverhältnisse der in einem Ge- 
biet wohnenden und arbeitenden Menschen in bezug „auf die 
Einwirkungen, die von Grundstücken, Betrieben . . . ausgehen, 
insbesondere durch . . ., Verunreinigungen . . zu berück- 
sichtigen. 

Die laufende Fortentwicklung und Verbesserung der Wärme- 
schutzmaßnahmen und der Heizsysteme haben die Umwelt- 
belastung durch den Wohnungsbau in den letzten Jahren stän- 
dig geringer werden lassen. So hat vor allem auch der ständig 
wachsende Anteil zentralgeheizter Neubauwohnungen (1953: 
6 V. H., 1971: ca. 95 v. H.) zu einer spürbaren Verminderung der 
Umweltbelastung beigetragen. Der soziale Wohnungsbau hat 
sich gerade in diesem Bereich als Schrittmacher des gesamten 
Wohnungsbaues erwiesen. Sammelheizanlagen, die sich ins- 
besondere durch geeignete Brennstoffauswahl und moderne Be- 
triebs- und Wartungs verfahren auszeichnen, werden diese Ent- 
wicklung weiter begünstigen. 

Die intensive Förderung der Forschung auf dem Gebiet des 
Wärmeschutzes hat zu dieser Entwicklung maßgeblich beige- 
tragen. Auch in Zukunft wird die Bundesregierung bemüht sein, 
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durch laufende Vergabe von Forschungs- und Untersuchun^s- 
aufträgen und eine möglichst weitreichende Unterrichtung der 
Fachwelt die Umweltbelastung durch den Wohnungsbau weiter 
zu verringern. Dabei wird es vor allem aber auch darauf ankom- 
men, die Maßnahmen zur Verbesserung des Wärmeschutzes so 
zu gestalten, daß sich die Kosten in einem wirtschaftlich vertret- 
baren Rahmen halten. 


Die Einzelfragen beantworte ich wie folgt: 

1. Wir fragen die Bundesregierung, ob sie 

a) bereit ist, durch die Vergabe eines Gutachtens klären zu las- 
sen, um wieviel Prozent der Heizungsenergieverbrauch durch 
eine dem Stande der Technik mögliche und wirtschaftlich 
vertretbare Isolierung der Wände, Fenster und Türen von 
Gebäuden gesenkt werden kann, 

b) für angebracht hält, durch eine dem Ergebnis entsprechende 
Änderung von Baurechtsvorschriften verschärfte Anforderun- 
gen an die Wärmeisolierung von Gebäuden zu stellen? 

a) Untersuchungsergebnisse, ob und wie weit durch Verbesse- 
rungen des Wärmeschutzes bei Gebäuden der Heizungs- 
energieverbrauch gesenkt werden kann, liegen bereits in 
größerem Umfange vor. Die Untersuchungen, die allerdings 
im Rahmen von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen unter- 
schiedlicher Heizsysteme angestellt wurden, haben ergeben, 
daß bei einer Verbesserung des normgerechten Mindest- ^ 
Wärmeschutzes bis zu einem wirtschaftlich ausgewogenen 
„Vollwärmeschutz" der Wärmebedarf und damit der Hei- 
Zungsenergieaufwand bis um die Hälfte vermindert werden 
kann. Bei allen Untersuchungsergebnissen ist jedoch zu be- 
rücksichtigen, daß sie von einer Reihe von Faktoren (Lage 
des Gebäudes, Konstruktion und Baustoffe der Umfassungs- 
bauteile, Grundrißgestaltung u. a.) abhängig sind. 

Darüber hinaus darf nicht übersehen werden, daß solche 
Verbesserungen des Wärmeschutzes zu Erhöhungen der 
Herstellungskosten der Gebäude um bis zu 3 Vo der Gesamt- 
baukosten führen können. Diese Mehrkosten können sich 
jedoch auf Grund der niedrigeren Betriebskosten der Heiz- 
systeme nach etwa 10 bis 15 Jahren wieder ausgleichen. 

b) Für Baurechtsvorschriften dieser Art, die zum Bauaufsichts- 
recht gehören, sind allein die Länder zuständig. Damit ist 
der Bundesregierung eine unmittelbare Einflußnahme bei 
der Einführung oder Änderung technischer Baubestimmun- 
gen genommen. Die Bundesregierung bemüht sich jedoch, im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten, die sich aus der Zusammen- 
arbeit mit den obersten Baubehörden der Länder ergeben, 
alle geeigneten Anregungen zu Verbesserungsmaßnahmen 
beim Umweltschutz im Wohnungsbau weiterzugeben und 
auf die Dringlichkeit ihrer Durchführung hinzuweisen. 

Die derzeitigen Anforderungen an Maßnahmen zum 
Wärmeschutz von Gebäuden sind im Normblatt DIN 4108 
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enthalten. Diese Norm ist unter maßgebender Beteiligung 
des Bundes vom Deutschen Normenausschuß bearbeitet und 
von den Bundesländern als technische Baubestimmung ein- 
geführt worden. Eine Neufassung dieses Normblattes, an 
der zur Zeit gearbeitet wird, verfolgt das Ziel, die Anforde- 
rungen auf Grund der neuesten Forschungsergebnisse weiter 
zu erhöhen. 


2. Ist die Bundesregierung - unter der Voraussetzung, daß die 
Feststellungen positiv sind - bereit, öffentliche Zuwendungen 
für den Wohnungsbau und die Erneuerung von Altbauten durch 
Einräumung von Krediten und steuerlichen Vorteilen nur noch 
dann zu gewähren, wenn im Hinblick auf eine größere Umwelt- 
freundlichkeit eine ausreichende Wärmeisolierung der Bauvor- 
haben gewährleistet ist? 

In den von mir herausgegebenen „Grundsätzen für Demonstra- 
tivbauten", die bei der Bereitstellung von Bundesmitteln Be- 
standteil des Bereitstellungsschreibens sind und den Darlehens- 
nehmer zu ihrer sinngemäßen Anwendung verpflichten, wird 
bereits eine wirtschaftlich vertretbare optimale Wärmedäm- 
mung bei allen Gebäuden gefordert, die Wohnzwecken dienen. 
Für das gesamte Baugebiet eines Demonstrativbauvorhabens 
ist eine zentrale Wärmeversorgung vorzusehen. Diese Anlagen 
haben allen Anforderungen der Wasser-, Boden- und Lufthy- 
giene Rechnung zu tragen. Auch diese Grundsätze werden zur 
Zeit überarbeitet, um sie weiter zu verbessern. 

In den „Richtlinien für den Einsatz von Bundesmitteln zur För- 
derung des sozialen Wohnungsbaues" vom 30. März 1971 (ver- 
öffentlicht: GMBl. Nr. 10 S. 152) ist bestimmt, daß bei neuen 
Wohngebieten auf einen Standort Bedacht zu nehmen ist, der 
einen größtmöglichen Schutz vor Rauch-, Staub- und Lärm- 
belästigung gewährleistet sowie den sonstigen hygienischen 
Bedürfnissen gerecht wird. Aus denselben Gründen soll Wärme- 
versorgungsanlagen ohne oder mit nur geringen Emissionen 
der Vorzug gegeben werden; dabei ist auch die zu erwartende 
finanzielle Belastung zu berücksichtigen. 

Darüber hinaus wird in den Einsatzrichtlinien empfohlen, den 
Wärmeschutz so zu wählen, daß der Wärmebedarf bestimmte 
Höchstwerte nicht überschreitet. Damit wird gleichzeitig eine 
Verringerung der Umweltbelastung erreicht. 

Auch in Zukunft wird die Bundesregierung bemüht sein, den 
Erfordernissen des Umweltschutzes weiter Rechnung zu tragen 
und ähnliche Empfehlungen in die Richtlinien für die Erneue- 
rung von Altbauten aufzunehmen. 


Dr. Lauritzen 
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